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Kapitel 1

Einleitung, Erkenntnisziele und
Gang der Untersuchung

A. Problemhorizont und Aktualität der Fragestellung

Die internationale Verflechtung der Wirtschaft schreitet unermüdlich voran. Die
Arbeitsteilung globalisiert sich, Unternehmensfusionen und Funktionsverlagerun-
gen über nationale Grenzen hinweg nehmen zu.1 Sowohl die Zahl der ausländischen
Direktinvestitionen als auch die Zahl der transnationalen Unternehmen steigt stetig.
Unternehmen strukturieren ihre Produktionsprozesse und Dienstleistungsangebote
global, um neben tatsächlichen und wirtschaftlichen auch von (steuer-)rechtlichen
Vorteilen der heterogenen Rechts- und Wirtschaftsordnungen unterschiedlicher
Staaten und Regionen zu profitieren.2 Während es gegen Ende der 1960er Jahre nur
10.000 transnationale Unternehmen gab, stieg die Zahl bis 1990 auf 35.000, im Jahr
2000 betrug die Anzahl schon 63.000 und im Jahr 2010 konntewiederum ein Anstieg
auf 82.000 transnationale Unternehmen verzeichnet werden.3

Zu diesen seit den 1980er Jahren massiv an Geschwindigkeit gewinnenden
weltweiten Entwicklungen tritt mit der Digitalisierung der Wirtschaft seit Ende des
letzten Jahrhunderts eine weitere Triebfeder der Internationalisierung wirtschaftli-
chen Handelns. Im digitalen Zeitalter entfällt die bis dato fast ausnahmslos erfor-
derliche körperliche Präsenz des Wirtschaftstreibenden insb. bei der Erbringung von
Dienstleistungen. Beispielhaft ist der Siegeszug der digitalen Dienstleistungen an
den Unternehmenserfolgen von Amazon mit seinen Angeboten zum Musik- und
Filmstreaming, dem iTunes Store von Apple oder den zur echten Konkurrenz von
öffentlich-rechtlichem und privatemRundfunk erwachsenden Streaming-Angeboten

1 Dies zeigen bspw. statistische Erhebungen zu Transaktionsvolumen grenzüberschrei-
tender Mergers & Acquisitions, wobei eine zwischenzeitliche Abnahme der internationalen
Unternehmensumstrukturierungen im Rahmen der Finanzkrise zu erkennen ist, vgl. United
Nations Conference on Trade and Development (UNCTAD), World Investment Report 2017,
S. 230 f.; United Nations Conference on Trade and Development (UNCTAD), World Invest-
ment Report 2012, S. 181 f.; United Nations Conference on Trade and Development (UNC-
TAD), World Investment Report 2009, S. 270 f.; United Nations Conference on Trade and
Development (UNCTAD), World Investment Report 2006, S. 321 f.

2 Thomas Menck, in: Mössner, Steuerrecht international tätiger Unternehmen, Rn. 1.2.
3 Rudolf Mellinghoff, in: DStJG, Band 36, S. 1; United Nations Conference on Trade and

Development (UNCTAD), World Investment Report 2010, XVIII.



wie Spotify oder Netflix abzulesen. Dabei geht die Digitalisierung zugleich über die
bloße grenzüberschreitende Erbringung von Dienstleistungen hinaus: Abteilungen
für Forschung und Entwicklung können dank moderner Kommunikationskanäle
problemlos global aufgestellt werden. Zudem lassen sich Produktionsprozesse ohne
zeitliche Verzögerung oder nennenswerte Kosten über staatliche Grenzen hinweg
koordinieren und integrieren. Die moderne Industrieproduktion (langläufig unter
dem Schlagwort „Industrie 4.0“ bekannt) ist gekennzeichnet durch starke Indivi-
dualisierung der Produkte unter den Bedingungen einer global eingegliederten hoch
flexibilisierten Großserienproduktion. Gleichzeitig werden weltweit angesiedelte
Kunden und Geschäftspartner in Geschäfts- und Wertschöpfungsprozesse weitrei-
chend integriert und die Produktion mit hochwertigen weltweit erbrachten Dienst-
leitungen verknüpft. Grds. ermöglichen die Erleichterungen des digitalen Zeitalters
jedermann das einfache Überwinden von staatlichen Grenzen und damit die Teil-
nahme am internationalen Wirtschaftsleben.4 Dementsprechend ist auch eine In-
ternationalisierung der Finanzinstrumente ebenso wie eine Globalisierung der Ein-
künfteerzielung durch Privatpersonen zu beobachten.5

Aufgrund der in einer immer enger zusammenrückenden ökonomischen Welt
zunehmenden Möglichkeiten zur Auslagerung und Verschiebung von einzelnen
Elementen der Wertschöpfungskette kann es Unternehmen attraktiv erscheinen,
diese dementsprechend so zu strukturieren, dass die Gesamtsteuerlast unter Aus-
nutzung der internationalen Steuergefällemöglichst niedrig ausfällt.6Dabei sind die
Grenzen zwischen rechtlich erlaubten und illegalen Gestaltungen ohne Verbindung
zu realwirtschaftlichen Vorgängen insb. in digitalen Geschäftsfeldern fließend.7

Internationalisierte Finanzierungsinstrumente, weltweite Privateinkünfte sowie
globale Wertschöpfungsketten im Rahmen grenzüberschreitender Dienstleistungs-
erbringung, transnationaler Produktionsprozesse und international integrierter Un-
ternehmensstrukturen münden damit unmittelbar in der berechtigten Frage, in
welchem Staat wie viel Wertschöpfung tatsächlich stattfindet und ob bzw. wie diese
Wertschöpfung der jeweiligen nationalen Besteuerung unterliegt. Der Anspruch des
Steuerstaates, seine vielfältigen Aufgaben durch Partizipation am ökonomischen
Erfolg der in seinem Staatsgebiet tätigen Wirtschaftssubjekte zu finanzieren,8 hat
indes auch in einer vernetzten und digitalisiertenWirtschaftswelt anGültigkeit nichts
verloren. Dabei ist es nach allgemein anerkanntem Völkerrecht grds. auch zulässig,

4 Mit einem anschaulichen Beispiel zur Komplexität moderner Wertschöpfungsketten
Heike Jochum, in: ZRP 2015, 115 (115 f.).

5 Vgl. Bernhard Schwarz, in: Schwarz/Pahlke, § 117 AO, Rn. 4.
6 Heike Jochum, in: ZRP 2015, 115 (116); Andreas Musil/Jan Schulz, in: DStR 2013, 2205

(2205 f.);Christoph Spengel/Kathrin Stutzenberger, in: IStR 2018, 37 (44);ViktoriaWöhrer, in:
TPI 2017, 22 (22).

7 Vgl. Heike Jochum, in: ZRP 2015, 115 (115).
8 Roman Seer, in: Tipke/Lang, § 1, Rn. 5.
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Verhältnisse außerhalb der eigenen territorialen Grenzen materiell in die Be-
steuerung einzubeziehen.9

Die allgemeine Steuerkompetenz eines Staates erschöpft sich allerdings nicht in
dem Recht, Steuertatbestände zu normieren. Sie umfasst notwendigerweise – als
Annexkompetenz zur Verwirklichung einer gleichmäßigen und gesetzmäßigen Be-
steuerung – auch die Befugnis und den Auftrag, steuerrelevante Sachverhalte auf-
zuklären.10 Um diese Sachverhaltsaufklärung zu gewährleisten, hält die Abgaben-
ordnung für die deutsche Steuerverwaltung – neben den allgemeinen Mitwir-
kungspflichten des Steuerpflichtigen – ein vielfältiges Ermittlungsinstrumentarium
bereit. Im Wesentlichen handelt es sich bei den zur Verfügung stehenden Ermitt-
lungsmitteln um hoheitliche Maßnahmen.

Nach anerkanntem Völkergewohnheitsrecht darf ein Staat auf fremdem Staats-
territorium jedoch keine Hoheitsakte setzen.11 Eine Übertragung des zur Ermittlung
innerstaatlicher Sachverhalte herangezogenen Instrumentariums auf (Teil-)Sach-
verhalte mit (teilweisem) Auslandsbezug scheidet damit aus.12 Hinsichtlich der
Sachverhaltsaufklärung stoßen die nationalen Finanzverwaltungen mit ihren klas-
sischen Ermittlungsinstrumenten also an ihre – durchaus im Wortsinne zu verste-
henden – Grenzen. Die völkerrechtlich zulässige materielle Universalität des
Steuerrechts wird durch die völkerrechtlich anerkannte formelle Territorialität be-
grenzt.13

Andererseits stehen auch die ökonomischen Akteure vor der Herausforderung,
dass wegen fehlender Kongruenz der Sachverhaltsermittlung und -bewertung der
verschiedenen an einem internationalen Sachverhalt beteiligten Staaten Doppelbe-
steuerungen auftreten können, obwohl diese durch ein engmaschiges Netz von
Doppelbesteuerungsabkommen verhindert werden sollen. Wirksam können Dop-
pelbesteuerung und doppelte Nichtbesteuerung allerdings nur verhindert werden,
wenn die gleiche tatsächliche und rechtliche Bewertung eines Sachverhalts ge-
währleistet werden kann.14

Die Bedeutung der Erforschung, Bewertung und Beurteilung grenzüberschrei-
tender Sachverhalte mithilfe eines geeigneten Instrumentariums gewinnt im Steu-
errecht nicht nur aus der nationalen Perspektive der Fisci an Bedeutung. Verge-
genwärtigt man sich zudem die weitreichende Entmaterialisierung und Entgrenzung

9 Knut Ipsen, Völkerrecht, § 23, Rn. 93; Thomas Menck, in: Mössner, Steuerrecht inter-
national tätiger Unternehmen, Rn. 12.2; Harald Schaumburg, in: Europäisches Steuerrecht,
Rn. 13.1. Zur materiellen Universalität im Steuerrecht sodann auf S. 88 ff.

10 Ingo Kaiser, in: NStZ 2011, 383 (384).
11 Knut Ipsen, Völkerrecht, § 23, Rn. 6.
12 Harald Schaumburg, in: Europäisches Steuerrecht, Rn. 7.1; Michael Hendricks, Inter-

nationale Informationshilfe im Steuerverfahren, S. 1.
13 Till Meickmann, in: IStR 2014, 591 (591).
14 Im Übrigen betrifft das aber auch die gleichmäßige Auslesung der maßgeblichen Be-

lastungsnormen, vgl. Michael Lang, in: Intertax 2014, 169 (169).
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